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Technologie & Medien 5 Quellen · 2 Sprachen

KI-Regulierungsdebatte und US-chinesische
Techrivalität

Alle Blätter greifen die Welle von Forderungen führender KI-Branchenvertreter wie

Anthropics Dario Amodei auf, die Entwicklung zu verlangsamen, gehen aber in der

Frage der Ernsthaftigkeit dieser Forderungen deutlich unterschiedliche Wege. The

Daily Telegraph zeigt sich am offensten zynisch und deutet den Vorstoß als Versuch

regulatorischer Vereinnahmung, um Open-Source-Rivalen und China zu schwächen

und dabei Anthropics kommerziellen Interessen vor dessen Börsengang zu dienen -

die „Sicherheits“-Rhetorik verschleiere möglicherweise eine nachlassende

Nachfrage nach teuren Rechenzentrumsinvestitionen. The Guardian teilt diese

Skepsis, weitet den Blick aber auf die widerstreitenden Positionen von Amodei,

Musk und Altman aus und betont, Experten hielten diese Vorschläge für

unzureichend oder gar kontraproduktiv - vor dem Hintergrund der US-chinesischen

Rivalität. Die Süddeutsche Zeitung widmet dem Thema die umfangreichste

Berichterstattung und deckt ein breites Spektrum an Positionen ab: Sie fragt, ob

Sicherheitswarnungen geschickte Vermarktung seien, nimmt aber auch interne

Forscherwarnungen und Sicherheitsvorfälle ernst als Beleg dafür, dass die

Unternehmen selbst nicht kontrollieren können, was sie geschaffen haben - was sie

dazu bringe, den Staat um Aufsicht zu bitten, was das Blatt als eklatantes

Staatsversagen bezeichnet. Zudem kritisiert sie gesondert die Trump-Regierung,

deren KI-Politik vor allem vom Wunsch getrieben sei, China zu übertrumpfen, statt

von echter Sicherheitssorge. Die Welt schlägt einen ernsthafteren,

regulierungsfreundlicheren Ton an, berichtet wohlwollend über Vorschläge für eine

internationale KI-Governance nach dem Vorbild der Rüstungskontrollverträge des

Kalten Krieges, und hebt in einem weiteren Beitrag Europas geopolitische

Verwundbarkeit durch die Abhängigkeit von US-amerikanischen und chinesischen

KI-Anbietern hervor, wobei sie technologische Souveränität Europas fordert. The

Washington Post trägt zwei eigenständige, praxisorientierte Perspektiven bei: Ein
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Beitrag zieht eine rechtliche Parallele zwischen der Rhetorik existenzieller Risiken

der KI-Größen und dem rücksichtslosen Utilitarismus von Sam Bankman-Fried und

warnt, solche Aussagen könnten zu Haftungsrisiken werden; der andere verwirft

internationale Verträge als unrealistisch und schlägt stattdessen vor, den Zugang

von KI zu Massenvernichtungswaffen physisch zu beschränken - eine pragmatische

Position, die die Debatte über die Motive umgeht.

Quellen: The Daily Telegraph, Die Welt, The Guardian, Süddeutsche Zeitung, The Washington Post

Energie & Umwelt 3 Quellen · 2 Sprachen

Golf-/Nahostkrise treibt Öl- und Gaspreise

Die Welt behandelt die Kraftstoffpreiskrise am umfassendsten, über drei sich

ergänzende Blickwinkel: Ein Artikel greift die politische Forderung des

brandenburgischen SPD-Ministerpräsidenten Woidke nach einem staatlichen

Preisdeckel für Kraftstoffe auf und wirft den Ölkonzernen vor, aus der Golfkrise -

Irans Blockade der Straße von Hormuz und den Houthi-Angriffen - Übergewinne

zulasten der Pendler zu ziehen; ein zweiter Beitrag zeichnet die praktischen Folgen

vor Ort nach und beschreibt den Widerstand der Condor-Crews gegen die

Wiederaufnahme von Flügen zu Golf-Zielen wie Dubai, wobei eine Spannung

            Quellenangaben (11)

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 18 — „Super Dario the AI plumber“

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 19 — „Silicon Valley’s attempt to slow AI…“

Die Welt, 14.9.2026, S. 1 — „Ein globaler Pakt soll den KI-GAU…“

Die Welt, 14.9.2026, S. 20 — „Europas schwerer Weg zur digitalen Souveränität“

The Guardian, 14.9.2026, S. 4

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 1 — „Die Geister, die sie riefen“

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 2 — „Künstliche Intelligenz: Die Chefs fordern plötzlich…“

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 2 — „Trump geht es vor allem um…“

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 4 — „Außer Kontrolle“

The Washington Post, 14.9.2026, S. 15 — „Why the Sam Bankman-Fried case should…“

The Washington Post, 14.9.2026, S. 15 — „Don't rely on treaties to stop…“
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zwischen Sicherheitsbedenken und Geschäftsinteressen deutlich wird; ein dritter

Beitrag ordnet das Gesamtbild in eine größere Erzählung gescheiterter

wirtschaftlicher Versprechen Trumps ein und argumentiert, die Konflikte in Iran und

im Jemen verschärften eine Inflation, die bereits höher ausgefallen sei als

versprochen. Die Süddeutsche Zeitung schlägt einen ähnlichen

makroökonomischen Ton an wie dieser dritte Beitrag, jedoch ohne die

innenpolitische US-Rahmung, und warnt, die Eskalation am Golf - einschließlich

Drohnen- und Raketenangriffen auf Ölinfrastruktur und Schifffahrtsrouten - berge

die Gefahr eines neuen Energieschocks in der Größenordnung des Ukraine-Kriegs

mit direkten inflationären Folgen für deutsche Verbraucher. The Guardian nimmt

die weiteste globale Perspektive ein und verknüpft steigende Ölpreise infolge des

amerikanisch-israelischen Kriegs gegen Iran mit bevorstehenden

Zinsentscheidungen der Zentralbanken in den USA, Großbritannien und Japan,

wobei Trumps politischer Druck auf die Federal Reserve hervorgehoben wird - eine

institutionell-finanzielle Perspektive, die in der deutschen Berichterstattung fehlt,

die sich stattdessen auf die unmittelbaren Auswirkungen für deutsche Verbraucher

und Industrie konzentriert.

Quellen: Die Welt, The Guardian, Süddeutsche Zeitung

Diplomatie & internationale Beziehungen 3 Quellen · 1 Sprache

            Quellenangaben (5)

Die Welt, 14.9.2026, S. 9 — „Schulden, Strafzölle, zudem hohe Inflation“

Die Welt, 14.9.2026, S. 10 — „Nahostkrise sorgt für hohe Benzinpreise“

Die Welt, 14.9.2026, S. 11 — „Widerstand bei Condor – Crews hadern…“

The Guardian, 14.9.2026, S. 27

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 1
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Trumps Äußerungen zur irischen Wiedervereinigung
und den UK-Beziehungen

Alle drei Blätter berichten über dieselben provokanten Trump-Äußerungen, ordnen

sie aber sehr unterschiedlich ein. The Guardian berichtet nachrichtlich und betont,

dass Trump seine Unterstützung für eine irische Wiedervereinigung bekräftigt und

britische politische Einwände abschätzig abgetan habe - dargestellt als

unwillkommene und beispiellose amerikanische Einmischung in britische

Verfassungsfragen, die Beobachter auf beiden Seiten der Irischen See beunruhigt

habe. The Washington Post verfolgt einen analytischeren, distanzierteren Ansatz

und beschreibt Trumps Unterstützung als deutlichen Bruch mit jahrzehntelanger

US-Neutralität in dieser Frage, wobei unterschiedliche Reaktionen britischer,

irischer und nordirischer Persönlichkeiten aufgezeigt werden, ohne selbst ein Urteil

zu fällen - zitiert wird jedoch scharfe Kritik, die den Vorstoß als „typisches Versagen

internationaler Staatskunst“ bezeichnet. The Daily Telegraph hingegen ist in seinen

beiden Beiträgen deutlich pointierter und deutungsfreudiger: Ein Beitrag, der sich

auf John Bolton stützt, argumentiert, Trumps beiläufige Bemerkungen sowohl zu

Nordirland als auch zu den Falklandinseln spiegelten persönliche Beziehungen und

Eigeninteresse wider statt einer kohärenten US-Politik, und warnt, man könne sich

nicht auf Trump als wahren Freund Großbritanniens verlassen. Der andere

Telegraph-Beitrag schlägt einen satirischen Ton an, verspottet Trumps angeblichen

Wunsch nach einem vereinten Irland als willkürliche „Landkarten-Ordentlichkeit“

und merkt spöttisch an, er könne nach derselben Logik auch gleich Alaska an

Kanada abtreten.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian, The Washington Post
            Quellenangaben (4)

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 14 — „Trump shows again he's no friend…“

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 15 — „Trump on Ireland“

The Guardian, 14.9.2026, S. 7

The Washington Post, 14.9.2026, S. 11
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Sicherheit & Konflikte 2 Quellen · 2 Sprachen

Russland-Ukraine-Krieg: Drohnen und Strategie

placeholder

Quellen: The Daily Telegraph, Die Welt

Sicherheit & Konflikte 2 Quellen · 2 Sprachen

Vormarsch der Houthi im Jemen und Bedrohung
Saudi-Arabiens

Die Berichterstattung teilt sich zwischen Die Welt, die sich vor allem auf die militär-

geografische Dimension des Houthi-Vormarschs konzentriert, und der Los Angeles

Times, die die strategische Zwickmühle Saudi-Arabiens betont. Der Bildkommentar

der Welt beschreibt die von Iran unterstützte Milizen als stetig ihre Kontrolle über

die jemenitische Rotmeerküste und die Straße von Bab al-Mandab ausweitend, und

deutet dies als wachsende Bedrohung für Saudi-Arabien und den Welthandel; ein

begleitender Beitrag desselben Blattes berichtet, Trump mache Teheran für einen

Anschlag auf eine saudische Pipeline verantwortlich, verweist zugleich auf US-

Kontakte zu den Houthi und Washingtons Zurückhaltung, sich militärisch direkt

zugunsten Saudi-Arabiens einzumischen - die deutsche Perspektive verbindet also

eine eskalierende Bedrohung mit amerikanischer Unentschlossenheit. Die Los

Angeles Times treibt diese Deutung weiter in eine eindeutigere, kritischere

Richtung: In zwei Beiträgen argumentiert sie, Saudi-Arabien habe kaum noch gute

Optionen, während Iran und seine Stellvertreter - darunter Houthi-Kräfte, die

jüngste Geländegewinne festigen, sowie irakische Milizen - den Druck erhöhten,

            Quellenangaben (3)

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 13 — „Putin's new fleet of jet-powered drones…“

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 13 — „Russia strikes train on border only…“

Die Welt, 14.9.2026, S. 5
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während auf die Vereinigten Staaten als verlässlichen Sicherheitsgaranten nicht

mehr zu zählen sei. Ein dritter Beitrag der Los Angeles Times fügt die irakische

Perspektive hinzu und beschreibt, wie Bagdad hektisch versucht, die

diplomatischen Folgen des Iran-Milizen zugeschriebenen Pipeline-Anschlags

einzudämmen. Während Die Welt die Bedrohung als sich entfaltende

geostrategische Entwicklung unter dem Schatten amerikanischer Zweideutigkeit

darstellt, fällt die Los Angeles Times ein schärferes Urteil: Saudi-Arabien sitze

tatsächlich zwischen einem selbstbewussten Iran und einem unzuverlässigen

Amerika in der Falle.

Quellen: Die Welt, Los Angeles Times

Handel & Wirtschaft 2 Quellen · 1 Sprache

Brexit und die Debatte über die EU-Zollunion

The Daily Telegraph und The Guardian berichten beide über dieselben Äußerungen

George Osbornes, der behauptet, Großbritannien sei seit dem Brexit „von einer

Klippe gestürzt“, und dafür plädiert, ein Wiedereintritt in die EU-Zollunion sei der

schnellste und einfachste Weg, den wirtschaftlichen Schaden zu beheben. Der

Unterschied liegt vor allem in der Einordnung: The Guardian stellt den Vorstoß

weitgehend als substanziellen politischen Vorschlag zur Förderung von Handel und

Wachstum dar, während The Daily Telegraph, das der Brexit-Befürworterschaft

grundsätzlich näher steht, die Äußerungen eher als provokante oder scharfe

Abrechnung mit dem Brexit einer Figur einordnet, die diesen von Anfang an

            Quellenangaben (5)

Die Welt, 14.9.2026, S. 1 — „Auf dem Vormarsch (Huthi-Rebellen Bildkommentar)“

Die Welt, 14.9.2026, S. 5 — „„Die Huthi wollen nicht gegen uns…“

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 1 — „Saudi Arabia has few options as…“

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 4 — „Iran war ramifications put Saudi Arabia…“

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 4 — „Iraq to investigate attack on pipeline…“
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abgelehnt hat, und dabei den kritischen, fast aufwieglerischen Ton der Aussage

betont.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian

Innenpolitik 2 Quellen · 1 Sprache

Reform UK: Spender und Finanzierungsstreit

Die Berichterstattung zu diesem Thema stammt fast ausschließlich von zwei

britischen Zeitungen, wobei der Daily Telegraph eine auffällig gespaltene interne

Debatte führt. Ein Meinungsbeitrag dort argumentiert, die Kritik an Reform UK und

Nigel Farage sei überzogen und scheinheilig; die Partei sei ein Symptom einer

echten Migrationskrise und nicht deren Ursache, und Angriffe auf sie würden ihr nur

noch mehr Zustimmung verschaffen. Eine weitere Telegraph-Kolumne verändert

die Perspektive vollständig und richtet sich nicht gegen die Partei, sondern gegen

Labours Vorschlag, ausländische politische Spenden rückwirkend zu begrenzen -

dargestellt als unfairer, verfassungsrechtlich fragwürdiger Schachzug, der gezielt

darauf abziele, die wohlhabenden Geldgeber von Reform UK zu schwächen. Zwei in

derselben Zeitung veröffentlichte Leserbriefe nehmen dagegen eine skeptischere

Haltung gegenüber der Partei und ihren Spendern ein: Der eine warnt, das britische

Wahlsystem werde von zwei extrem reichen Personen, darunter ein Geldgeber mit

Krypto-Verbindungen, „gekapert“, die eine trumpistische Regierung durchsetzen

wollten - eine demokratische Farce; der andere stichelt sarkastisch gegen den

Anspruch eines Milliardärsspenders, einen „fairen Wettkampf“ zu wollen, und

schlägt vor, er solle dann auch Randparteien wie die Liberal Democrats oder die

Grünen finanzieren, wenn er es ernst meine. The Guardian dagegen schlägt einen

schärferen und einheitlicheren satirischen Ton an und verspottet das Schauspiel,

dass Robert Jenrick losgeschickt werde, um den plötzlichen Geldsegen von Reform

            Quellenangaben (2)

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 5

The Guardian, 14.9.2026, S. 11

8 / 36



durch Krypto-Milliardäre zu verteidigen, während die Partei weiterhin

Unbestechlichkeit vorgebe. Insgesamt zeigt sich ein Daily Telegraph, der zwischen

der Verteidigung des Rechts der Partei auf Spenden und Misstrauen gegenüber

deren Herkunft hin- und hergerissen ist, während The Guardian durchgängig

Reform UKs Anspruch auf politische Reinheit ins Lächerliche zieht.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian

Handel & Wirtschaft 2 Quellen · 1 Sprache

Britische Haushaltskrise und Druck durch Sozialausgaben

Die beiden Zeitungen thematisieren zwar dieselbe britische Haushaltsnot, verorten

deren Ursache aber sehr unterschiedlich. The Daily Telegraph blickt in einer

Kolumne von Roger Bootle nach innen, warnt vor einem möglichen

Zusammenbruch des Gilt-Marktes - zu unterscheiden von einer klassischen

Währungskrise - und argumentiert, erst ein solcher Schock werde die Labour-

Regierung endlich zwingen, sich der Realität zu stellen und schmerzhafte

Ausgabenkürzungen, auch im Sozialbereich, durchzusetzen; die implizite Kritik gilt

politischer Zaghaftigkeit und dem Vermeiden notwendiger Reformen. The Guardian

hingegen verlagert in seinem Beitrag über Finanzministerin Rachel Reeves und

Rachel Healey die Schuld nach außen: Großbritannien sei nicht Herr seines eigenen

wirtschaftlichen Schicksals, vielmehr trieben externe Kräfte - vor allem Donald

Trumps Zollpolitik und der amerikanisch-israelische Krieg gegen den Iran - den

fiskalischen und monetären Druck an, was der Regierung nur wenig

Handlungsspielraum lasse. Während der Daily Telegraph die Krise als

            Quellenangaben (5)

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 14 — „People will vote Reform because Lefties…“

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 15 — „Labour's shifting of donation goalposts“

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 15 — „Political donors letter“

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 15 — „Political donors letter (fair fight)“

The Guardian, 14.9.2026, S. 9
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hausgemachtes politisches Versagen und einen nicht mehr tragbaren

Wohlfahrtsstaat rahmt, deutet The Guardian sie als Folge der Exponiertheit

Großbritanniens gegenüber globalen geopolitischen Schocks, die außerhalb seiner

Kontrolle liegen.

Quellen: The Daily Telegraph, The Guardian

Sicherheit & Konflikte 2 Quellen · 1 Sprache

Russische Sabotage- und Hybridoperationen in Europa

Beide deutschen Blätter berichten über denselben Fall - den Verdacht auf

Beteiligung eines GRU-Agenten an einem versuchten Drohnenangriff auf den

Flughafen Leipzig/Halle -, ordnen ihn aber unterschiedlich ein. Süddeutsche

Zeitung konzentriert sich auf den Tatbestand und berichtet in eher nüchternem,

reportagehaftem Ton, die Bundesregierung halte die Beweise gegen Russland für

„erdrückend“, und ordnet den Vorfall in ein größeres Muster russischer

Hybridoperationen gegen Deutschland und die Ukraine ein. Die Welt wählt einen

kritischeren, meinungsstärkeren Zugang und argumentiert, Deutschlands

sicherheitspolitische und politische Antwort auf Putins „Schattenkrieg“ -

einschließlich Drohnenangriffen und GRU-Agentenaktivität - sei bislang

unzureichend gewesen. Sie hebt parteiübergreifende Forderungen nach schärferer

Überwachung von Verdächtigen und koordiniertem europäischem Vorgehen gegen

Russlands Schattenflotte hervor und zitiert eine kämpferischere Haltung, die

betont, Putin müsse verstehen, dass ein Angriff auf Deutschland einen Preis habe.

Während die Süddeutsche Zeitung die offizielle Schuldzuweisung dokumentiert,

nutzt Die Welt den Vorfall, um wahrgenommene Versäumnisse der deutschen

Politik anzuprangern und eine entschlossenere Reaktion einzufordern.

            Quellenangaben (2)

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 18

The Guardian, 14.9.2026, S. 28
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Quellen: Die Welt, Süddeutsche Zeitung

Diplomatie & internationale Beziehungen 2 Quellen · 1 Sprache

BRICS-Kooperation und multipolare Weltordnung

Die beiden deutschen Blätter nähern sich dem BRICS-Treffen aus merklich

unterschiedlichen Blickwinkeln. Die Welt konzentriert sich auf Chinas Vorstoß zur

Vertiefung der BRICS-Zusammenarbeit in KI und Handel und zitiert Putins

Charakterisierung des Bündnisses als treibende Kraft hin zu einer gerechteren,

multipolaren Weltordnung - BRICS wird als kohärentes, strategisches Gegengewicht

zur westlichen Dominanz dargestellt, inmitten der Sorge um eine Eskalation im

Nahen Osten. Die Süddeutsche Zeitung hingegen betrachtet den Delhi-Gipfel

skeptischer und stellt ihn als inszenierte Einigkeitsdemonstration dar, die reale

Spaltungen unter den Mitgliedern verdeckt, wobei Indien gezwungen sei, seine

Beziehungen zu Russland, China und dem Westen auszubalancieren. Statt eine

gemeinsame multipolare Vision zu betonen, hebt das Blatt Putins drohende

Rhetorik hervor, der die Plattform nutzte, um Europa zu warnen, eine

Truppenentsendung in die Ukraine bedeute Krieg mit Russland - der Gipfel wird

eher als Bühne geopolitischer Spannungen als echter Solidarität dargestellt.

Quellen: Die Welt, Süddeutsche Zeitung

Innenpolitik 2 Quellen · 1 Sprache

            Quellenangaben (2)

Die Welt, 14.9.2026, S. 1

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 5

            Quellenangaben (2)

Die Welt, 14.9.2026, S. 11

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 6
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Aufstieg der AfD und innenpolitische Folgen in Deutschland

Die Welt liefert den Großteil der Berichterstattung und behandelt den Aufstieg der

AfD als Phänomen, das in tiefen gesellschaftlichen Dynamiken wurzelt, nicht als

Randerscheinung: Ein Beitrag deutet ihn als historischen Zusammenstoß zwischen

einer sich ausbreitenden liberalen Ordnung und einer Gegenbewegung, die

Ordnung, Sicherheit und Zugehörigkeit sucht, und vergleicht ihn mit dem Aufstieg

von Trump, Meloni und Tusk; ein weiterer erklärt Ulrich Siegmunds Erfolg in

Sachsen-Anhalt mit seinem gepflegten Image gewöhnlicher Bodenständigkeit, das

zuvor unpolitische Wähler politisiere; ein dritter argumentiert, das Wahlergebnis

lasse kaum noch eine tragfähige Koalitionsrechnung ohne die AfD zu, und wirft den

etablierten Parteien vor, die Partei prozedural einzudämmen zu versuchen, statt sie

politisch zu überbieten; ein vierter bezeichnet das Ergebnis als echte Zäsur für die

deutsche Demokratie und warnt sowohl vor der autoritären Anziehungskraft der

Partei im Osten als auch davor, ihre Wähler pauschal als Faschisten abzutun. Die

Welt verteidigt zudem gesondert Bundeskanzler Merz und argumentiert, der ihm

entgegenschlagende Hass sei angesichts der schwierigen Regierungsbedingungen,

denen er sich stellen müsse, unberechtigt. Die Süddeutsche Zeitung richtet ihren

kritischen Blick dagegen stärker auf das politische Establishment selbst: Ein Artikel

macht für Merz’ einbrechende Autorität nicht die Öffentlichkeit, sondern seine

eigene CDU verantwortlich, die nie wirklich an seine Agenda geglaubt habe; ein

weiterer deckt auf, wie Siegmunds geschliffenes öffentliches Image Verbindungen

zu rechtsextremen Netzwerken und radikale Rhetorik zu „Remigration“ und

Abschiebungen verschleiert; ein dritter zeichnet ein skeptisches Bild von Sahra

Wagenknechts BSW, das sich als „einzig wahre Friedenspartei“ inszeniere, während

es zugleich auf die Wiederaufnahme billiger russischer Energieimporte dränge und

die russische Verantwortung für Vorfälle wie die Leipziger Drohnenepisode

herunterspiele. Während Die Welt eher dazu tendiert, den Aufstieg der AfD als

Ausdruck echter gesellschaftlicher Verwerfungen zu deuten und Merz gegen aus

ihrer Sicht unfaire Verteufelung verteidigt, legt die Süddeutsche Zeitung die Schuld

stärker bei den politischen Akteuren selbst - bei der CDU, die ihren eigenen Kanzler

im Stich lasse, bei der AfD, die Extremismus hinter einer moderaten Fassade
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verberge, und beim BSW für seine problematische Russland-freundliche

Positionierung.

Quellen: Die Welt, Süddeutsche Zeitung

Innenpolitik 2 Quellen · 1 Sprache

Kriegsvollmachten, der Kongress und die Rechtmäßigkeit
des Iran-Kriegs

Alle vier Beiträge zu diesem Thema teilen eine gemeinsame Kritik am Versagen des

Kongresses, die Kriegsführung des Präsidenten einzuhegen, setzen dabei aber

jeweils einen eigenen Akzent. Die Los Angeles Times veröffentlicht drei separate

Beiträge: Eine Kolumne fordert eine überparteiliche Kommission, die das

Gleichgewicht der Kriegsvollmachten angesichts des Iran-„Desasters“ neu

bewertet; ein Leserbrief verengt die Debatte auf einen verfassungsrechtlichen Streit

und argumentiert, die War Powers Resolution selbst sei verfassungswidrig, weil sie

eine nachträgliche Genehmigung erlaube statt der von der Verfassung geforderten

vorherigen Kriegserklärung; ein zweiter Leserbrief fährt einen unmittelbareren

parteipolitischen Angriff und verurteilt die Republikaner für ihr Schweigen

angesichts Trumps Krieg und dessen menschlichem und wirtschaftlichem Tribut.

USA Today hingegen rahmt das Thema aus der persönlichen Perspektive eines

Kriegsveteranen, der argumentiert, die Weigerung des Kongresses, über Kriege -

            Quellenangaben (8)

Die Welt, 14.9.2026, S. 3 — „„Wir erleben einen Konflikt zwischen zwei…“

Die Welt, 14.9.2026, S. 7 — „Der verhasste Kanzler“

Die Welt, 14.9.2026, S. 7 — „Was dieses Bild über Ulrich Siegmund…“

Die Welt, 14.9.2026, S. 7 — „Warum jetzt alles auf Neuwahlen hinausläuft“

Die Welt, 14.9.2026, S. 15 — „Ein Schild auf der AfD-Wahlparty in…“

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 4 — „Man hätte es wissen können“

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 4 — „Ein Riss in der Fassade“

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 5 — „Wahlkampf mit Tanklaster“
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einschließlich desjenigen mit dem Iran - zu debattieren oder abzustimmen,

untergrabe das Vertrauen der Öffentlichkeit und belaste die Streitkräfte in unfairer

Weise; er fordert die Abgeordneten auf, Kriegsziele ausdrücklich zu definieren und

darüber abzustimmen. Während die Los Angeles Times zwischen institutionell-

verfassungsrechtlicher Analyse und parteipolitischer Schuldzuweisung schwankt,

deutet USA Today das Thema vor allem als eine moralische Schuld gegenüber

denjenigen, die kämpfen.

Quellen: Los Angeles Times, USA Today

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Russland, Deutschland und die AfD-Erzählung

Dieses Thema wird nur von The Daily Telegraph behandelt, ein Quellenvergleich ist

daher nicht möglich. Der Beitrag vertritt eine pointierte Deutung: Er argumentiert,

dass die Kreml-Rhetorik, die Ukrainer und deutsche Politiker als „Nazis“ bezeichnet,

in Wahrheit eine Umkehrung der Realität sei - angesichts Moskaus eigener Pflege

von Beziehungen zur rechtsextremen AfD in Deutschland. Der Autor zieht eine

historische Parallele zwischen dem Hitler-Stalin-Pakt von 1939 und der heutigen

„Liebesbeziehung“ zwischen Kreml und AfD und deutet dies als Warnzeichen für ein

wiederkehrendes historisches Muster, in dem solche Rhetorik

Aggressionshandlungen vorausgeht.

Quellen: The Daily Telegraph

            Quellenangaben (4)

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 14 — „Iran 'disaster' should prompt a rethink“

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 14 — „Letter response on War Powers Resolution…“

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 14 — „Letter on Republicans failing to oppose…“

USA Today, 14.9.2026, S. 7

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 15
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Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Debatte um Sterbehilfe (MAiD)

Nur The Daily Telegraph greift dieses Thema auf, in Form eines Leserbriefs einer in

Großbritannien geborenen Person, die heute in Kanada lebt. Die Verfasserin bezieht

eine persönliche und klar zustimmende Haltung zu Kanadas Rahmenwerk für

medizinisch assistiertes Sterben (MAiD), beschreibt es als Quelle des Trostes

angesichts unerträglichen Leidens und äußert die Hoffnung, dass auch das britische

Sterbehilfegesetz letztlich verabschiedet werde. Da es sich um eine einzige Quelle

handelt, lässt sich kein Vergleich zwischen Publikationen ziehen - vielmehr handelt

es sich um eine wohlwollende Perspektive aus der Ich-Sicht, die in die breitere

britische Debatte über Sterbehilfe einfließt.

Quellen: The Daily Telegraph

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Schwedenwahl und Aufstieg der Rechten

Dieses Thema wird ausschließlich von The Daily Telegraph behandelt, das die

schwedische Wahl als knappes Rennen darstellt, das den einwanderungskritischen

Schwedendemokraten ein bislang unerreichtes Maß an Macht verschaffen könnte.

Der Bericht stellt den Moment als möglichen politischen Wendepunkt gegenüber

Schwedens traditionell liberaler Einwanderungspolitik dar und zitiert die Warnung

der amtierenden Ministerpräsidentin, eine von der Hardline-Rechten abhängige

Regierung würde „Spaltung“ statt Einheit schaffen. Da keine andere Quelle über das

Thema berichtet, lässt sich kein Vergleich in Schwerpunktsetzung oder Haltung

ziehen.

Quellen: The Daily Telegraph

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 15

15 / 36



Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

KI-Investitionsboom und Sorge vor einer Börsenblase

Dieses Thema wird nur von einer Quelle, The Daily Telegraph, behandelt, ein

Quellenvergleich entfällt daher. Der Artikel des Kolumnisten Mould rät Anlegern, die

gesamte KI-Wertschöpfungskette im Blick zu behalten - von Chipherstellern bis zu

den großen Cloud-„Hyperscalern“ - als eigentlichen Prüfstein dafür, ob der aktuelle

Boom nachhaltig ist oder auf einen Absturz zusteuert. Der Ton ist vorsichtig-

analytisch statt alarmistisch: Der Boom-und-Bust-Zyklus von Technologie, Medien

und Telekommunikation zwischen 1998 und 2000 wird ausdrücklich als warnende

Parallele herangezogen, ohne jedoch einen unmittelbaren Crash vorherzusagen.

Quellen: The Daily Telegraph

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Deutsche Jugendauswanderung und Wirtschaftspolitik

Nur Die Welt behandelt dieses Thema und bietet dabei eine eigenständige Deutung:

Kolev argumentiert, immer mehr junge Deutsche wanderten aus oder wendeten

sich von der politischen Mitte ab, weil das Kosten-Nutzen-Verhältnis staatlicher

Leistungen schlecht sei und die wirtschaftliche Dynamik schwach ausfalle. Der

Beitrag fordert Reformen, die Wachstum, Chancen und Vertrauen wiederherstellen

sollen, damit die jüngere Generation sich dafür entscheidet, in Deutschland zu

bleiben und der Mitte-Politik verbunden zu bleiben. Da kein anderes Blatt dieses

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 12

            Quellenangaben (1)

The Daily Telegraph, 14.9.2026, S. 18
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Thema aufgreift, lässt sich kein Quellenvergleich ziehen - es handelt sich um die

exklusive Einordnung der Welt.

Quellen: Die Welt

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Britische Monarchie und das Erbe des Sklavenhandels

Die Berichterstattung zu diesem Thema stammt von einer einzigen Quelle, The

Guardian, die eine bewusst kritische Perspektive einnimmt: Der Beitrag

argumentiert, der transatlantische Sklavenhandel sei kein Randphänomen oder

fremdes Unternehmen gewesen, sondern von der Spitze der englischen

Gesellschaft - einschließlich der Monarchie selbst - organisiert und finanziert

worden. Der Artikel fordert Großbritannien auf, sich diesem Erbe direkt zu stellen,

statt es hinter der schmeichelhafteren Erzählung der Abschaffung zu verbergen. Da

kein anderes Blatt dieses Thema behandelt, lässt sich kein Quellenvergleich ziehen

- es handelt sich um eine singuläre, pointierte Perspektive.

Quellen: The Guardian

Sicherheit & Konflikte 1 Quelle · 1 Sprache

Israelische Besatzung und Politik im Westjordanland

Dieses Thema wird von einer einzigen Quelle behandelt, The Guardian, die ihren

Bericht auf Erkenntnisse der israelischen Menschenrechtsorganisation B'Tselem

            Quellenangaben (1)

Die Welt, 14.9.2026, S. 10

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 14.9.2026, S. 15
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stützt und deren Einordnung übernimmt, wonach Israel die Bedingungen, die

palästinensisches Gemeinschaftsleben im Westjordanland ermöglichen,

systematisch durch Gewalt, Bewegungseinschränkungen, wirtschaftliche

Erdrosselung und Siedlungserweiterung unterhöhle. Der Artikel zitiert ausdrücklich

die Bezeichnung dieses Prozesses als „ethnische Säuberung“ und präsentiert damit

eine scharf kritische Perspektive auf die israelische Politik, gefiltert durch den Blick

einer Menschenrechtsorganisation, statt eine ausgewogene Darstellung

konkurrierender Sichtweisen zu bieten. Da kein anderes Blatt über das Thema

berichtet, lässt sich kein Quellenvergleich ziehen.

Quellen: The Guardian

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Rechtsextremismus in Großbritannien, Polizeiarbeit und
Medien/Demokratie

Die gesamte Berichterstattung zu diesem Thema stammt allein von The Guardian,

nähert sich dem Aufstieg des Rechtsextremismus und seiner Bedrohung für die

Demokratie jedoch aus drei unterschiedlichen Blickwinkeln. Ein Beitrag wählt eine

polizeilich-operative Perspektive und kritisiert britische Polizei- und

Geheimdienstbehörden dafür, die Unruhen in Dover fälschlich als gewöhnlichen

Protest statt als organisierte, einschüchternde rechtsextreme Aktivität eingestuft zu

haben, und stellt diese milde Reaktion dem harten Vorgehen gegen Palestine Action

gegenüber. Ein zweiter Beitrag weitet den Blick auf Kultur und Medien und

argumentiert, dass der Rückgang des Lesens und die Zunahme fragmentierten,

schnelllebigen Social-Media-Konsums die Fähigkeit der Öffentlichkeit untergraben,

Ereignisse wie rechtsextreme Demonstrationen zu verstehen und einzuordnen,

wodurch das demokratische Engagement selbst gefährdet werde. Ein dritter Beitrag

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 14.9.2026, S. 20
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richtet die Kritik nach innen, in die Politik selbst, und argumentiert, dass es die

liberale Mitte mit ihrer eigenen Hinwendung zu neoliberaler Wirtschaftspolitik und

dem „dritten Weg“ war, die die Fundamente der liberalen Demokratie ausgehöhlt

und damit Kräften wie der AfD, Kreml-Geldern und einer Maga-artigen Politik den

Weg geebnet habe - womit das Versagen nicht in der Strafverfolgung oder der

Kultur, sondern in der politischen Ideologie des Mainstreams selbst verortet wird.

Zusammen ergeben die drei Blickwinkel ein vielschichtiges Bild: ein institutionelles

Versagen, die Gefahr zu erkennen, ein kulturelles Versagen, sie zu begreifen, und ein

politisches Versagen, das die Bedingungen für ihren Aufstieg überhaupt erst

geschaffen hat.

Quellen: The Guardian

Sicherheit & Konflikte 1 Quelle · 1 Sprache

Gaza-Krieg und die Verantwortung der Regierung Netanjahu

Über dieses Thema berichtet allein die Süddeutsche Zeitung, sodass kein

Quellenvergleich unterschiedlicher Sichtweisen möglich ist. Der Artikel konzentriert

sich auf die Recherche des israelischen Journalisten Shlomi Eldar, wonach

Netanjahu vor dem 7. Oktober gewarnt worden sei und nicht gehandelt habe, und

argumentiert, dass diese Enthüllung die israelische politische Debatte über die

Verantwortung für die Tragödie des Krieges vor den in etwa sechs Wochen

erwarteten Wahlen neu prägen könnte.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

            Quellenangaben (4)

The Guardian, 14.9.2026, S. 19 — „Terrorism or protest? Dover unrest shows…“

The Guardian, 14.9.2026, S. 45 — „Will the end of reading herald…“

The Guardian, 14.9.2026, S. 46 — „Will the end of reading herald…“

The Guardian, 14.9.2026, S. 49 — „Far right's rise is a wake-up…“

            Quellenangaben (1)
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Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Politische Korruption im Irak und Reformbemühungen

Zu diesem Thema liegt Berichterstattung nur von einer Quelle vor, The Guardian,

die eine ausführliche und kritische Untersuchung der tief verwurzelten Korruption

im irakischen Parteiensystem nach 2003 bietet. Der Artikel begegnet der

Antikorruptionskampagne des neuen Premierministers Ali al-Zaidi mit Skepsis und

stellt infrage, ob es sich um echte Reform oder lediglich um eine weitere

kosmetische, politisch motivierte Säuberung handelt. Da keine weiteren Medien

über die Geschichte berichten, gibt es keine vergleichende Bandbreite an

Einordnungen oder Schwerpunkten zwischen verschiedenen Quellen.

Quellen: The Guardian

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Niedergang des Lesens und Folgen für die Demokratie

Beide Einträge stammen aus demselben Guardian-Artikel von John Harris und

stellen somit eine einzelne Stimme dar, keinen echten Quellenvergleich. Der Beitrag

argumentiert, dass der Rückgang vertieften Lesens zugunsten schnellen,

fragmentierten Social-Media-Scrollens die Fähigkeit der Öffentlichkeit untergräbt,

politische Ereignisse zu verstehen und einzuordnen - von rechtsextremen

Demonstrationen in Großbritannien bis zum Phänomen Trump - und warnt, dass

dieser Wandel den demokratischen Diskurs gefährde, indem er Populismus und

Desinformation ungehindert gedeihen lasse. Da keine andere Zeitung über dieses

Süddeutsche Zeitung, 14.9.2026, S. 4

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 14.9.2026, S. 26
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Thema berichtet, gibt es keinen abweichenden Blickwinkel dagegenzuhalten - nur

die eigenständige Einordnung von The Guardian.

Quellen: The Guardian

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Unternehmensführung und Reform der Vorstandsvergütung
in Großbritannien

Über dieses Thema berichtete allein The Guardian, in einem Meinungsbeitrag, der

davor warnt, dass die Konsultation der Regierung zum Abbau von Berichtspflichten

für Unternehmen wichtige Transparenzinstrumente - etwa die Offenlegung des

Verhältnisses zwischen Vorstandsgehältern und Arbeiterlöhnen - beseitigen und die

Rechenschaftspflicht gegenüber Aktionären schwächen könnte. Der Artikel stellt die

Initiative, vordergründig eine Reform, als eine Maßnahme dar, die eher neoliberale

Unternehmensnormen weiter zementiert als Gier in den Chefetagen einzudämmen.

Da kein anderes Medium über die Geschichte berichtet, gibt es keinen

konkurrierenden Blickwinkel zum Vergleich, doch der Beitrag hebt sich als

ausdrücklich kritische, meinungsstarke Position ab, nicht als neutrale

Berichterstattung.

Quellen: The Guardian

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

            Quellenangaben (2)

The Guardian, 14.9.2026, S. 45 — „Will the end of reading herald…“

The Guardian, 14.9.2026, S. 46 — „Will the end of reading herald…“

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 14.9.2026, S. 46
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Newsoms Aussichten auf die Präsidentschaftskandidatur
2028

Nur die Los Angeles Times berichtet über dieses Thema, sodass kein

Quellenvergleich möglich ist - der Beitrag stellt eher eine interne Debatte als einen

Vergleich dar. Er zeigt Kolumnisten, die darüber streiten, ob die Zeit nach Gavin

Newsoms Gouverneursamt seinen Ambitionen auf die Präsidentschaft 2028 nützen

oder schaden wird, und wägt dabei seine ideologische Positionierung, den fragilen

Zustand der amerikanischen Demokratie und die Bedeutung der Wahlbeteiligung

ab. Da sich die Berichterstattung auf dieses eine Medium beschränkt, versteht sich

die Einordnung am besten als hausinterner Meinungsaustausch über Newsoms

politische Zukunft, nicht als Divergenz zwischen Zeitungen.

Quellen: Los Angeles Times

Sicherheit & Konflikte 1 Quelle · 1 Sprache

Entschädigungszahlungen für zivile Kriegsopfer in US-
Kriegen

Nur die Los Angeles Times greift dieses Thema auf, in einem Meinungsbeitrag, der

dafür plädiert, dass die Vereinigten Staaten eine konsequentere und großzügigere

Politik der Entschädigungszahlungen an Familien von durch US-Militäreinsätze

getöteten Zivilisten verfolgen sollten. Der Autor stellt dies sowohl als moralische

Verpflichtung als auch als praktische Maßnahme dar, die Ressentiments und die

Unterstützung für Vergeltungsakte von Aufständischen verringern könnte, und weist

darauf hin, dass andere Länder in dieser Hinsicht bereits mehr leisten. Da keine

andere Quelle über dieses Thema berichtet, gibt es keine Grundlage, um

unterschiedliche Blickwinkel oder Schwerpunkte zwischen Zeitungen zu

vergleichen.

            Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 2
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Quellen: Los Angeles Times

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Duma-Wahlen in Russland und Putins autoritäre Herrschaft

Die Berichterstattung zu diesem Thema stammt von einer einzigen Quelle, The

Guardian, die die Duma-Wahlen nicht als routinemäßiges politisches Ereignis,

sondern als aufschlussreiches Symptom der Schwäche des Kremls einordnet. Der

Beitrag argumentiert, dass der streng kontrollierte, manipulierte Charakter der

Abstimmung - einschließlich des Ausschlusses der antikriegsorientierten Partei

Jabloko - tiefe Verunsicherung innerhalb von Putins Regime offenbare statt

Selbstvertrauen, und legt nahe: Je stärker sich der Kreml bemüht, den Anschein

breiter Unterstützung zu erzeugen, desto brüchiger wirke sein tatsächlicher

Machterhalt - zumal sich der Krieg in der Ukraine bei wachsenden Verlusten und

wirtschaftlichem Druck weiter hinzieht. Da kein anderes Medium dazu Stellung

nimmt, gibt es keinen konkurrierenden Rahmen zum Vergleich, doch

bemerkenswert ist, dass diese Analyse die Wahl bewusst als Diagnose

regimeinterner Angst liest, statt als schlichten Ergebnisbericht.

Quellen: The Guardian

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

            Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 14

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 14.9.2026, S. 46
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Politischer Aufstieg von Muslimen in den USA und
Islamfeindlichkeit

Die Berichterstattung zu diesem Thema stammt von einer einzigen Quelle, The

Guardian, sodass kein Quellenvergleich möglich ist, sondern nur eine einzelne,

ausgeprägte Einordnung festzuhalten ist. Der Artikel nimmt eine deutende,

ideologisch engagierte Haltung ein und porträtiert eine neue Generation von

Amerikanern muslimischer Herkunft - unter Verweis auf Figuren wie Zohran

Mamdani und Abdul El-Sayed - als Menschen, die gerade aufgrund der von ihnen

erfahrenen Marginalisierung politische Macht aufbauen und diese Basis nutzen, um

verfestigte amerikanische Positionen zur Unterstützung Israels und zum Erbe des

„Kriegs gegen den Terror“ herauszufordern. The Guardian rahmt diesen Aufstieg als

eine fortschrittliche und legitime politische Entwicklung, die auf der

amerikanischen Rechten Alarm auslöse, und führt diesen Alarm auf reaktionäre

Abwehrreflexe zurück statt auf substanzielle Bedenken. Da kein anderes Medium

sich dieses Themas annimmt, gibt es keinen konkurrierenden Blickwinkel zum

Vergleich, doch es ist bemerkenswert, dass die wohlwollende, aktivistisch gefärbte

Einordnung des Beitrags und seine kritische Haltung gegenüber der

amerikanischen Rechten eine bewusste und deutlich sichtbare redaktionelle

Entscheidung darstellen.

Quellen: The Guardian

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Trumps größenwahnsinnige Bauprojekte in Washington

Alle drei Beiträge zu diesem Thema stammen von The Guardian und bilden damit

eine einzige, in sich stimmige kritische Stimme, die sich dem Thema aus leicht

unterschiedlichen Blickwinkeln nähert. Ein Beitrag nutzt einen satirischen

            Quellenangaben (1)

The Guardian, 14.9.2026, S. 47
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historischen Vergleich - er stellt Trumps Bargeldversprechen an die Bürger neben

die Geschenke Kaiser Augustus' an die römische Bürgerschaft -, um eine autoritäre,

imperiale Drift der Präsidentschaft anzudeuten, ohne dabei bereits auf die

Bauprojekte selbst einzugehen. Die beiden anderen Beiträge widmen sich direkt

Trumps größenwahnsinnigen Bauvorhaben in Washington - einem

überdimensionierten Ballsaal, einem atombombensicheren Militärbunker und

einem geplanten Triumphbogen - und beschreiben sie als verschwenderischen

Umgang mit öffentlichen Geldern, als Schändung der historischen Architektur der

Hauptstadt und als Nebelkerze für eine ungebremste Ausweitung der

Exekutivmacht. Einer dieser Beiträge fällt durch einen besonders scharfen Ton auf:

Er vergleicht Trump explizit mit untergehenden Autokraten wie Nero und Hitler und

argumentiert, je näher Autokraten ihrem Ende kommen, desto rauschhafter würden

sie bauen. Zusammen bekräftigen die drei Beiträge den wiederkehrenden kritischen

Rahmen einer Zeitung, die von einer breiten klassischen Analogie zu einer

pointierten Zerlegung der konkreten Bauprojekte und dem, was der Autor darin

verborgen sieht, übergeht.

Quellen: The Guardian

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

US-Politik gegenüber Venezuela und historische Parallelen

Die Berichterstattung zu diesem Thema besteht aus einem einzigen Beitrag der Los

Angeles Times, sodass sich kein Quellenvergleich ziehen lässt. Der Autor rahmt die

US-Politik gegenüber Venezuela mithilfe der historischen Lehre aus der Intervention

im Iran von 1953, die sich als Bumerang erwies und jahrzehntelange Feindschaft

nach sich zog. Er argumentiert, Washington solle es vermeiden, die Fehler früherer

            Quellenangaben (3)

The Guardian, 14.9.2026, S. 49 — „New clothes for the American emperor“

The Guardian, 14.9.2026, S. 60 — „The mutilated city“

The Guardian, 14.9.2026, S. 61 — „‘If the government wants to bulldoze…“
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Regimewechsel-Politik zu wiederholen, und stattdessen dafür sorgen, dass legitime

Wahlen abgehalten und ihr Ergebnis akzeptiert wird - selbst wenn das bedeutet,

dass die gegenwärtige Regierung abgewählt wird.

Quellen: Los Angeles Times

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Vances Vorschlag zu Familien- und Sozialleistungen

Die Berichterstattung zu diesem Thema stammt aus einer einzigen Quelle, der Los

Angeles Times, die einen scharf kritischen Blick auf J.D. Vances Vorschlag wirft,

verheiratete, zu Hause bleibende Eltern zu bezahlen, indem Mittel umgeleitet

werden, die derzeit für Kinderbetreuungszuschüsse für Familien mit geringem

Einkommen vorgesehen sind. Der Beitrag argumentiert, der Plan adressiere kein

tatsächliches Marktversagen, sei angesichts des Bundesdefizits fiskalisch nicht

umsetzbar, und verweist auf gescheiterte pronatalistische Geld-für-Betreuung-

Programme in anderen Ländern als Beleg dafür, dass dieser Ansatz nicht

funktionieren werde. Da sich kein anderes Blatt zu Wort meldet, gibt es keine

konkurrierende Einordnung, die dieser pointierten wirtschafts- und

fiskalpolitischen Kritik der Initiative gegenübergestellt werden könnte.

Quellen: Los Angeles Times

Migration & Gesellschaft 1 Quelle · 1 Sprache

            Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 14

            Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 15
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Abschiebung von Milo Yiannopoulos

Dieses Thema wird nur von einer Quelle behandelt. Die Los Angeles Times

veröffentlicht einen Meinungsbeitrag, der Milo Yiannopoulos, dem aus den USA

abgeschobenen rechten Provokateur, entschieden unsympathisch gegenübersteht,

und zitiert dabei sein eigenes Geständnis, er „hasse tatsächlich Frauen“. Der Beitrag

betont die Ironie, dass ein Mann, der einst hartlinige Positionen zur Einwanderung

vertrat, nun selbst von ähnlichen Regelungen erfasst wurde - deutet dies jedoch

nicht als Tragödie, sondern als angemessenes Ergebnis, und stellt ihn angesichts

seiner frauenfeindlichen und provokanten Vergangenheit als jemanden dar, der

kein Mitgefühl verdient. Da kein anderes Blatt über die Abschiebung berichtet, gibt

es keinen konkurrierenden Blickwinkel oder eine Gegenerzählung, die der

pointierten, wertenden Einordnung der Los Angeles Times gegenübergestellt

werden könnte.

Quellen: Los Angeles Times

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Trumps Verhalten angesichts anhaltender Krisen

Die Berichterstattung zu diesem Thema stammt aus einer einzigen Quelle, der Los

Angeles Times, die das Thema durch eine scharf satirische, meinungsstarke Brille

betrachtet. Der Beitrag verspottet Trump dafür, dass er angeblich Selbstdarstellung

- „das Posten erbärmlicher Memes“ - über das Regieren stelle, und das in einem

Moment sich überlagernder Krisen, darunter Krieg im Nahen Osten, Rekordhitze,

Sorgen um künstliche Intelligenz und Küstenerosion. Der ironische Ton lässt den

politischen Augenblick fast apokalyptisch erscheinen, als etwas, dem man eher mit

Gebet als mit Politik begegnen müsse. Da kein anderes Blatt in dieser Auswahl das

            Quellenangaben (1)

Los Angeles Times, 14.9.2026, S. 15
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Thema behandelt, gibt es keine konkurrierende Einordnung oder Gewichtung, die

der pointierten Kritik der Los Angeles Times gegenübergestellt werden könnte.

Quellen: Los Angeles Times

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Frankreichs Wirtschaftskrise und Schuldenlast

Dieses Thema wird nur von der Süddeutschen Zeitung behandelt, deren

Meinungsbeitrag Frankreich als den neuen „kranken Mann Europas“ bezeichnet -

ein Etikett, das historisch Deutschland selbst anhaftete. Der Artikel argumentiert,

Frankreichs stark steigende Verschuldung, wachsende Arbeitslosigkeit und

stockendes Wachstum rührten unmittelbar daher, dass die Regierung sich zur

Finanzierung teurer Wahlversprechen auf Kredite verlasse, und betont, wie schwer

sich die Regierung dabei tue, fiskalpolitisch tragfähige und zugleich politisch

akzeptable Lösungen zu finden. Da kein anderes Blatt dieses Thema aufgreift, gibt

es keine Grundlage, um unterschiedliche Gewichtungen oder Blickwinkel zu

vergleichen.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache
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Deutsche Investitionen in China trotz Handelsspannungen

Die Berichterstattung zu diesem Thema stammt aus einer einzigen Quelle, der

Süddeutschen Zeitung, sodass kein Quellenvergleich möglich ist. Der Artikel bietet

eine geradezu paradoxe Einordnung: Deutsche Unternehmensinvestitionen in

China stiegen trotz unlauterer Wettbewerbsvorteile chinesischer Firmen tatsächlich

an, während die Investitionen in den USA angesichts der belasteten

Handelsbeziehungen durch Trumps Zollpolitik zurückgingen. Wie es in dem

zitierten Satz heißt, hätten deutsche Unternehmen „kaum eine andere Wahl, als

weiter in China zu investieren“ - selbst während die deutsche Industrie gleichzeitig

Berlin zu einem härteren Kurs gegenüber Peking drängt. Diese Spannung wird

dargestellt, ohne dass ein anderes Blatt einen Gegenpunkt oder eine alternative

Einordnung liefert.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

EU-Regulierung von Kurzzeitvermietungen (Airbnb)

Dieses Thema wurde nur von der Süddeutschen Zeitung behandelt, in einem

Meinungsbeitrag, der das geplante Vorgehen der EU gegen

Kurzzeitvermietungsplattformen wie Airbnb in Touristenstädten ausdrücklich

unterstützt. Der Autor weist Airbnbs Argumente zum wirtschaftlichen Nutzen als

Ablenkung von der eigentlichen Wohnungskrise der Anwohner zurück und kritisiert

die Selbstdarstellung des Unternehmens als „einzige Option“ für Betroffene als

Zeichen übertriebener Selbstüberschätzung. Da sich kein anderes Blatt zu Wort

meldet, gibt es keine konkurrierende Sichtweise, der man diese Einordnung

gegenüberstellen könnte.
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Quellen: Süddeutsche Zeitung

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Holocaust-Geschichte und die Bürokratie der Deportation

Dieses Thema wird nur von einer Quelle behandelt, der Süddeutschen Zeitung, in

einem Beitrag zur Neuausgabe von H.G. Adlers monumentaler Studie „Der

verwaltete Mensch“ über die Deportation der Juden aus Deutschland. Der Artikel

lobt die historiografische Präzision des Werks bei der Dokumentation jenes

bürokratischen Apparats, der Verfolgung und Vernichtung erst ermöglichte, und

betont, dass die Darstellung der administrativen Mitschuld auf dem Weg zur

„Endlösung“ eine politische Warnung enthält, die bis heute nichts von ihrer

Relevanz verloren hat. Da kein anderes Blatt über dieses Thema berichtet, gibt es

keine vergleichende Abweichung in Rahmung oder Schwerpunktsetzung zu

vermerken.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Basketball-Weltmeisterschaft der Frauen in Deutschland

Dieses Thema wird ausschließlich von der Süddeutschen Zeitung behandelt, sodass

sich kein Quellenvergleich ziehen lässt. Der Artikel wählt einen ausgesprochen

deutenden Blickwinkel und stellt die Basketball-Weltmeisterschaft der Frauen in

Berlin als erfrischendes „Gegenprogramm“ zum Männerfußball dar, wobei implizit
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die Machtstrukturen und die politisch-ökonomische Aura rund um die FIFA sowie

Figuren wie Trump und Infantino kritisiert werden. Der Schwerpunkt liegt auf der

wachsenden Sichtbarkeit des Frauensports in Deutschland und dem inspirierenden

Charakter des Events, weniger auf den sportlichen Ergebnissen selbst.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

Deutsche Erinnerungskultur und der Diskurs zu Israel und
Gaza

Dieses Thema wird von einer einzigen Quelle behandelt, der Süddeutschen Zeitung,

die die Kritik der Autorin Eva Menasse an der deutschen Erinnerungskultur nach

dem 7. Oktober vorstellt. Statt eines Quellenvergleichs vermittelt der Artikel eine

innere, kritische Perspektive: Menasse argumentiert, dass deutsche staatliche

Institutionen im Namen dessen, was sie als „Staatsräson“ verstehen, jüdische

Kritiker Israels verlässlich zum Schweigen bringen und sich damit sogar gegen

Juden selbst richten. Der Beitrag rahmt dies anhand von Menasses neuem Roman,

der ein Gefühl der Desillusionierung und Entfremdung vom Leben in Deutschland

dramatisiert, das aus diesem öffentlichen Klima erwächst. Da kein anderes Blatt

über dieses Thema berichtet, gibt es keine gegensätzlichen Positionen

hervorzuheben - nur eine einzelne, kritische Stimme, die den offiziellen deutschen

Diskurs herausfordert.

Quellen: Süddeutsche Zeitung
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Gesellschaft & Kultur 1 Quelle · 1 Sprache

11.-September-Gedenken und die politische Spaltung der
USA

Nur die Süddeutsche Zeitung befasst sich mit dem Gedenken zum 25. Jahrestag der

Anschläge vom 11. September, und sie tut dies mit einem pointiert kritischen Blick:

Der Beitrag argumentiert, dass tiefe politische und religiöse Spaltungen in den USA

ein gemeinsames nationales Trauern unmöglich gemacht hätten, kritisiert Trumps

Abwesenheit bei den Gedenkfeiern sowie die islamfeindliche Rhetorik rund um den

Jahrestag, hebt aber Mamdanis versöhnliche Geste als positiven Gegenpunkt

hervor. Der Artikel geht noch weiter und wirft den USA vor, genau jene Prinzipien

von Rechtsstaatlichkeit und Bürgerrechten verraten zu haben, mit denen einst der

„Krieg gegen den Terror“ gerechtfertigt wurde. Da kein anderes Blatt über dieses

Thema berichtet, gibt es keine konkurrierende Deutung zum Vergleich - die scharf

kritische, politisch zugespitzte Analyse der Süddeutschen Zeitung steht allein.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Nachfolgeverfahren für das UN-Generalsekretariat

Die Berichterstattung zu diesem Thema stammt allein von der Süddeutschen

Zeitung, die sich auf den undurchsichtigen und verschachtelten Prozess der Wahl

des nächsten UN-Generalsekretärs konzentriert. Der Artikel hebt den

überraschenden Aufstieg von Carolyn Rodrigues-Birkett als Kandidatin hervor,

betont aber, dass jenseits der Personen letztlich entscheidend ist, dass jede

siegreiche Kandidatur für alle fünf Vetomächte im Sicherheitsrat akzeptabel sein

muss. Da kein anderes Blatt über die Geschichte berichtet, fehlt ein externer

Vergleichspunkt, und die Rahmung bleibt auf die internen diplomatischen
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Mechanismen der UN und das Kräfteverhältnis zwischen den Großmächten

konzentriert.

Quellen: Süddeutsche Zeitung

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Kubas Privatwirtschaft unter dem US-Embargo

Dieses Thema wird von einer einzigen Quelle behandelt, USA Today, sodass kein

Quellenvergleich möglich ist. Der Artikel stellt Kubas private Unternehmer als

zwischen zwei Kräften eingeklemmt dar: dem fortbestehenden US-Embargo, das

ihnen den Zugang zu Märkten und Ressourcen abschneidet, und den ins Stocken

geratenen bilateralen Verhandlungen zwischen Washington und Havanna, die den

Privatsektor in dem, was die Überschrift ein wirtschaftliches „Niemandsland“

nennt, zurücklassen. Der Beitrag betont die Unsicherheit über das Handeln der US-

Regierung als zentrales Hindernis, das kleine Unternehmen daran hindert zu

wachsen oder den amerikanischen Markt zu erreichen.

Quellen: USA Today

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Omans Vermittlerrolle und Trumps Drohungen

Die Berichterstattung zu diesem Thema stammt von einer einzigen Quelle, The

Washington Post, ohne parallele Artikel anderer Blätter zum Vergleich. Der Beitrag
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konzentriert sich auf die Verwirrung und das Gefühl der Beleidigung unter Omanis

angesichts Trumps Drohung, ihr Land zu bombardieren, und deutet dies als

grundlegendes amerikanisches Missverständnis der stillen, historisch neutralen

Rolle Omans als diplomatische Brücke zwischen Washington und Teheran. Der

Artikel wählt einen menschlichen, bodennahen Blickwinkel, gibt Omanis eine

Stimme, die über die Rhetorik des Präsidenten verwundert sind, und wirft die Frage

auf, ob Oman seine eigene Geschichte künftig entschiedener selbst erzählen

müsste, um solche Fehldeutungen zu vermeiden.

Quellen: The Washington Post

Handel & Wirtschaft 1 Quelle · 1 Sprache

Kanadischer Boykott US-amerikanischer Waren in der
Handelsspannung

Die Berichterstattung zu diesem Thema stammt von einer einzigen Quelle, The

Washington Post, die beschreibt, wie Trumps kämpferische Rhetorik und seine Zölle

in Kanada eine Basisbewegung ausgelöst haben, bei der einfache Bürger

amerikanische Waren boykottieren und Reisen in die USA meiden. Der Beitrag

rahmt dies als patriotische, wirtschaftlich motivierte Reaktion auf ein Gefühl

nationaler Kränkung und betont die kanadische Perspektive, von Washingtons

Vorgehen verletzt und provoziert worden zu sein. Da kein anderes Blatt über diese

konkrete Geschichte berichtet, lässt sich kein Quellenvergleich ziehen.

Quellen: The Washington Post
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Migration & Gesellschaft 1 Quelle · 1 Sprache

US-Einwanderungsvollzug und Zwangsmittel

Dieses Thema wird nur von The Washington Post behandelt, in einem

Meinungsbeitrag, der die Einwanderungsbehörde ICE zur Vorsicht bei der

Einführung neuer Elektroschock-Handschuhe mahnt. Die Autoren stellen das

Streben nach einer „sichereren“ Option für Zwangsmaßnahmen grundsätzlich nicht

in Frage, bestehen aber darauf, dass der Einsatz klaren Regeln, begrenzter Schulung

und einer Datenerfassung unterliegen müsse, angesichts des realen

Missbrauchsrisikos gegenüber schutzlosen zivilen Einwanderungshäftlingen. Die

Rahmung ist mahnend und kritisch und betont, dass ein Gerät zur Schmerz-

Compliance auf Basis nachgewiesenen Risikos und Verhaltens eingesetzt werden

sollte, nicht aufgrund des Einwanderungsstatus einer Person. Da kein anderes Blatt

über diese Geschichte berichtet, gibt es keinen konkurrierenden Blickwinkel zum

Vergleich, doch dass The Washington Post ihr einen Kommentar widmet,

signalisiert Sorge über die Ausweitung von Zwangsmitteln ohne ausreichende

Kontrolle.

Quellen: The Washington Post

Diplomatie & internationale Beziehungen 1 Quelle · 1 Sprache

Pressefreiheit in Hongkong und die Inhaftierung Jimmy Lais

Nur The Washington Post behandelt dieses Thema, in einem Meinungsbeitrag, der

ausdrücklich dazu aufruft, die Freilassung von Jimmy Lai, Gründer und Verleger der

Hongkonger Apple Daily, beim bevorstehenden Trump-Xi-Gipfel zu einer

humanitären Top-Priorität zu machen. Der Beitrag betont seinen sich

verschlechternden Gesundheitszustand und die Ungerechtigkeit seiner Inhaftierung

wegen journalistischer Arbeit und rahmt dies als drängende moralische Frage, die
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auf den amerikanisch-chinesischen Beziehungen lasten sollte. Da kein anderes Blatt

über diese Geschichte berichtet, gibt es keine Grundlage, um unterschiedliche

Sichtweisen oder Gewichtungen zu vergleichen - die dargestellte Perspektive ist

allein die von The Washington Post.

Quellen: The Washington Post

Innenpolitik 1 Quelle · 1 Sprache

Religion und Politik in der US-Einwanderungspolitik
(Personalie im Heimatschutzministerium)

Dieses Thema wird von einer einzigen Quelle behandelt, The Washington Post,

sodass sich kein Quellenvergleich ziehen lässt. Der Artikel berichtet über die

Berufung eines konservativen katholischen Theologen, der dem „postliberalen“

und Trump-nahen religiösen Denken zugeordnet wird, in eine Position innerhalb

des US-Heimatschutzministeriums. Die Rahmung ist auffällig kritisch: Zitiert

werden Wissenschaftler, die auf eine erhebliche Lücke zwischen der Auslegung

katholischer Einwanderungslehre durch den Berufenen und den offiziellen

Positionen von Papst Leo sowie der US-Bischofskonferenz hinweisen, die den

Schutz der Rechte von Einwanderern betonen. Der Beitrag rahmt die Personalie

damit als sinnbildlich für die Spannung zwischen konservativer religiöser Rhetorik,

die zur Rechtfertigung der Regierungspolitik dient, und der Mainstream-Haltung

religiöser Institutionen, statt sie als unwidersprochene Bestätigung darzustellen.

Quellen: The Washington Post
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